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Satzung 
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§ 1 
Rechtsform und Sitz 

 
(1) Die Gemeinnützige Haftpflicht-Versicherungsanstalt Darm-
stadt (GHV DARMSTADT) ist eine Anstalt des öffentlichen 
Rechts.  
 
(2) Die Anstalt hat ihren Sitz in Darmstadt.  
 
(3) Träger der Anstalt ist die Stiftung Gemeinnützige Haft-
pflicht-Versicherungsanstalt Darmstadt, rechtsfähige Stiftung 
des öffentlichen Rechts mit Sitz in Darmstadt.  
 
 

§ 2 
Zweck 

 
(1) Die Anstalt betreibt die Allgemeine Haftpflichtversicherung, 
die Kraftfahrzeugversicherung für land- und forstwirtschaftliche 
Fahrzeuge und Arbeitsmaschinen und die Tierversicherung. 
Sie gewährt natürlichen und juristischen Personen auf Antrag 
Versicherungsschutz nach Maßgabe ihrer Versicherungsbe-
dingungen. 
 
(2) Die Anstalt kann mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
weitere Versicherungssparten sowie Mit- und Rückversiche-
rung betreiben.  
 
(3) Die Anstalt kann für andere Versicherungsunternehmen 
Versicherungsverträge vermitteln. 
 
 

§ 3 
Organe 

 
(1) Die Organe der Anstalt sind: 
 
1. die Vertreterversammlung, 
2. der Verwaltungsrat und  
3. der Vorstand. 
 
Zur Beratung und Unterstützung der Organe wird ein Beirat 
gebildet. 
 
(2) Die Tätigkeit der Mitglieder der Vertreterversammlung, des 
Verwaltungsrates und des Beirates ist ehrenamtlich. Sie erhal-
ten ein Sitzungsgeld, Ersatz der Reisekosten und eine pau-
schale Aufwandsentschädigung. 
 
 

§ 4 
Vertreterversammlung 

 
(1) Die Vertreterversammlung besteht aus 24 Mitgliedern, von 
denen jeweils acht Mitglieder von der Industriegewerkschaft 
Bauen-Agrar-Umwelt in Hessen, dem Land- und Forstwirt-
schaftlichen Arbeitgeberverband für Hessen e. V. und dem 
Hessischen Bauernverband e. V. entsandt werden. Die nach 
Satz 1 Entsendungsberechtigten benennen ferner je bis zu 
acht Stellvertreter. Eine persönliche Stellvertretung findet nicht 
statt. Alle Mitglieder und Stellvertreter müssen ihren Betriebs- 

bzw. Wohnsitz in Hessen haben. Die Amtsdauer beträgt sechs 
Jahre und endet unabhängig vom Zeitpunkt der Entsendung mit 
dem Zusammentritt der nächsten gemäß Satz 1 gebildeten Vertre-
terversammlung.  
 
(2) Der Vorsitzende der Vertreterversammlung und die bis zu zwei 
stellvertretenden Vorsitzenden werden aus der Mitte der Vertreter-
versammlung gewählt. Jeder der Entsendungsberechtigten kann 
einen Vorsitzenden bzw. stellvertretenden Vorsitzenden stellen. Der 
Vorsitz wechselt zwischen dem Vorsitzenden und dem/den stellver-
tretenden Vorsitzenden (alternierende Vorsitzende). Die auf den 
jeweiligen Vorsitzenden entfallende Amtsdauer wird von der Vertre-
terversammlung festgelegt, wobei jedem alternierenden Vorsitzen-
den ein gleicher Teil der gesamten Wahlperiode als Amtsdauer 
zusteht; die Vertreter zweier Entsendungsberechtigter können ver-
einbaren, dass für die Dauer der auf ihre Vertreter entfallenden 
Vorsitzendentätigkeit einer der Vertreter den Vorsitz führt. Erhält in 
zwei Wahlgängen kein Mitglied die Mehrheit der satzungsmäßigen 
Mitgliederzahl, ist gewählt, wer im dritten Wahlgang die meisten 
Stimmen auf sich vereinigt.  
 
(3) Die Vertreterversammlung beschließt über 
 
1. die Satzung der Anstalt, 
2. die Genehmigung des Jahresabschlusses,  
3. die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes und des Verwal-

tungsrates, 
4. die Bestellung von Prüfern in besonderen Fällen, 
5. die Geschäftsordnung der Vertreterversammlung,  
6. die personelle Besetzung von Ausschüssen der Vertreterver-

sammlung, 
7. die Einführung neuer Versicherungssparten. 
 
(4) Die Vertreterversammlung vertritt die Anstalt gegenüber dem 
Verwaltungsrat und dessen Mitgliedern. Rechtsverbindliche Erklä-
rungen bedürfen der Schriftform. Sie werden vom Vorsitzenden, im 
Falle seiner Verhinderung vom stellvertretenden Vorsitzenden voll-
zogen. Im Übrigen wird die Ausführung von Beschlüssen in der 
Geschäftsordnung geregelt. 
 
 

§ 5 
Sitzungen der Vertreterversammlung 

 
(1) Die Vertreterversammlung tritt mindestens einmal im Kalender-
jahr zusammen. Sie ist einzuberufen, wenn der Vorstand, mindes-
tens ein Drittel der Mitglieder der Vertreterversammlung oder der 
Verwaltungsrat dies unter Angabe der Verhandlungsgegenstände 
verlangen. 
 
(2) Die Vertreterversammlung wird von ihrem Vorsitzenden, im Falle 
seiner Verhinderung von den nach der Reihenfolge zuständigen 
stellvertretenden Vorsitzenden einberufen. Zu den Sitzungen ist 
unter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von zwei Wochen 
einzuladen. Die notwendigen Erläuterungen zur Tagesordnung sind 
nach Möglichkeit mit der Ladung zu übersenden oder nachzurei-
chen. 
 
(3) An den Sitzungen der Vertreterversammlung nehmen die Mit-
glieder des Vorstandes teil. Die Geschäftsordnung kann die Einla-



dung weiterer Teilnehmer vorsehen. Der Vorsitzende kann 
ihnen jederzeit das Wort erteilen. Ein Antrag, die Mitglieder 
des Vorstandes von der Beratung einzelner Punkte der Ta-
gesordnung auszuschließen, kann mit der Mehrheit der Stim-
men der anwesenden Mitglieder der Vertreterversammlung 
abgelehnt werden. 
 
(4) Die Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtli-
che Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und einschließ-
lich des Vorsitzenden oder eines stellvertretenden Vorsitzen-
den die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt 
ist. Die Beschlussfähigkeit stellt der Vorsitzende vor Eintritt in 
die Tagesordnung fest. Bei Beschlussunfähigkeit kann binnen 
einer Woche zur Erledigung der Tagesordnung eine neue 
Sitzung einberufen werden. In dieser Sitzung ist die Vertreter-
versammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung zur 
zweiten Sitzung hinzuweisen. 
 
(5) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen der 
anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist der 
Antrag abgelehnt. Zur Beschlussfassung in den Fällen des § 4 
Abs. 3 Nr. 2 und 7 ist eine Mehrheit in den Gruppen der Ent-
sendungsberechtigten erforderlich.  
 
(6) Über die Sitzung der Vertreterversammlung ist eine Nie-
derschrift in abgekürzter Form anzufertigen, in der die Namen 
der Sitzungsteilnehmer, die Verhandlungsgegenstände und 
die Beratungsergebnisse verzeichnet sind. Die Niederschrift ist 
von dem Sitzungsleiter und einem zweiten Mitglied der Vertre-
terversammlung zu unterzeichnen, den Mitgliedern der Vertre-
terversammlung zu übersenden und in der nächsten Sitzung 
festzustellen.  
 
(7) Die Vertreterversammlung kann in eilbedürftigen Fällen 
auch ohne Einberufung einer Sitzung im Wege schriftlicher 
oder fernmündlicher Abstimmung Beschlüsse fassen, wenn 
der Vorsitzende oder im Falle seiner Verhinderung der nach 
der Reihenfolge zuständige stellvertretende Vorsitzende eine 
solche Beschlussfassung unter Festsetzung einer angemes-
senen Frist zur Stellungnahme anordnet und kein Mitglied der 
Vertreterversammlung diesem Verfahren widerspricht. Abs. 4 
Satz 1 und Abs. 5 gelten entsprechend. Das Abstimmungser-
gebnis ist unverzüglich allen Beteiligten mitzuteilen. Diese 
Beschlüsse sind in die Niederschrift der nächsten Sitzung 
aufzunehmen. 
 
 

§ 6 
Verwaltungsrat 

 
(1) Der Verwaltungsrat besteht aus neun Mitgliedern. Jeder 
Entsendungsberechtigte nach § 4 Abs. 1 Satz 1 entsendet drei 
Mitglieder und bis zu drei Stellvertreter. § 4 Abs. 1 Sätze 3 bis 
4 gelten entsprechend. 
 
(2) Der Vorsitzende und die bis zu zwei stellvertretenden 
Vorsitzenden werden aus der Mitte des Verwaltungsrats ge-
wählt. Für die Wahl und die Amtsdauer gelten die Regelungen 
in § 4 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2 Sätze 2 bis 4 entsprechend.  
 
(3) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung des 
Vorstands und vertritt die Anstalt gegenüber dem Vorstand 
und dessen Mitgliedern. Über erhebliche, nicht alsbald zu 
beseitigende Missstände oder Schwierigkeiten hat er die 
Vertreterversammlung unverzüglich zu unterrichten.  
 
(4) Der Verwaltungsrat beschließt über  
 
1. die Bestellung und den Widerruf der Bestellung der 

Vorstandsmitglieder, des Vorstandsvorsitzenden und ei-
nes stellvertretenden Vorsitzenden,  

2.  die Feststellung des Jahresabschlusses und Lagebe-
richts,  

3. die Verwendung des Jahresüberschusses und die De-
ckung von Jahresfehlbeträgen, 

4. die Anträge an die Vertreterversammlung über die Ent-
lastung der Mitglieder des Vorstandes und des Verwal-
tungsrates,  

5. die Bestellung des Abschlussprüfers,  
6. Grundsätze für die Anlage der verfügbaren Mittel,  
7. die Geschäftsordnung des Verwaltungsrates,  
8. die Geschäftsanweisung für den Vorstand,  
9. die Geschäftsordnung des Beirats,  

10. die Festsetzung der pauschalen Aufwandsentschädigung, des 
Sitzungsgeldes und der Reisekostensätze der Mitglieder der 
Vertreterversammlung, des Verwaltungsrats und des Beirats, 

11. die Einstellung, Höhergruppierung und Kündigung von Ange-
stellten, deren Tätigkeit den Tätigkeitsmerkmalen der Vergü-
tungsgruppe 8 BAT-LSV oder einer höheren Vergütungsgrup-
pe entspricht,  

12. die personelle Besetzung von Ausschüssen des Verwaltungs-
rates. 

 
(5) Der Verwaltungsrat stimmt den vom Vorstand gemäß § 8 Abs. 5 
beschlossenen allgemeinen Versicherungsbedingungen zu.  
 
 

§ 7 
Sitzungen des Verwaltungsrates 

 

(1) Der Verwaltungsrat tritt nach Bedarf, jedoch mindestens zweimal 
im Kalenderjahr, zusammen. Er ist unverzüglich einzuberufen, wenn 
der Träger, mindestens ein Drittel der Mitglieder des Verwaltungs-
rats, der Vorstand oder die Fachaufsichtsbehörde es unter Angabe 
der Verhandlungsgegenstände verlangen. Die Sitzung muss binnen 
drei Wochen nach der Einberufung stattfinden.  
 
(2) Der Verwaltungsrat wird von seinem Vorsitzenden und im Falle 
seiner Verhinderung von dem stellvertretenden Vorsitzenden bzw. 
dem nach der Reihenfolge zuständigen stellvertretenden Vorsitzen-
den unter Beifügung der Tagesordnung einberufen. Die notwendi-
gen Erläuterungen zur Tagesordnung sind nach Möglichkeit mit der 
Ladung zu übersenden oder nachzureichen. Die Mitglieder sind 
spätestens zwei Wochen vor der Sitzung schriftlich einzuladen. In 
dringenden Fällen kann diese Frist abgekürzt werden. In besonders 
dringenden Fällen kann die Einladung auch durch E-Mail, Telefax, 
mündlich oder telefonisch übermittelt werden. 
 
(3) Die Sitzungen des Verwaltungsrates werden von dem Vorsitzen-
den und im Falle seiner Verhinderung von dem stellvertretenden 
Vorsitzenden bzw. dem nach der Reihenfolge zuständigen stellver-
tretenden Vorsitzenden eröffnet, geleitet und geschlossen. Der 
Vorstand nimmt an den Sitzungen teil. 
 
(4) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder 
ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder an-
wesend und stimmberechtigt ist. Die Beschlussfähigkeit stellt der 
Vorsitzende vor Eintritt in die Tagesordnung fest. Bei Beschlussun-
fähigkeit kann binnen zwei Wochen zur Erledigung der gleichen 
Tagesordnung eine neue Sitzung einberufen werden, die ohne 
Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig 
ist. Hierauf ist bei der Einladung zur zweiten Sitzung hinzuweisen. 
 
(5) Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen der anwe-
senden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag 
abgelehnt. Zur Beschlussfassung in den Fällen des § 6 Abs. 4 
Nr. 11 und 12 ist eine Mehrheit in den Gruppen der Entsendungsbe-
rechtigten erforderlich.  
 
(6) Über die Sitzung des Verwaltungsrates ist eine Niederschrift in 
abgekürzter Form anzufertigen, in der Ort und Tag der Sitzung und 
die Namen der Teilnehmer, die Feststellung der Beschlussfähigkeit, 
die Verhandlungsgegenstände, der wesentliche Inhalt der Verhand-
lungen, die Anträge, das Beratungsergebnis sowie die Beschlüsse 
verzeichnet sind. § 5 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(7) Für die Beschlussfassung des Verwaltungsrates in eilbedürftigen 
Fällen gilt § 5 Abs. 7 entsprechend; eine telefonische Abstimmung 
ist nicht zugelassen. 
 
 

§ 8 
Vorstand 

 
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, von 
denen eines zum Vorstandsvorsitzenden bestellt wird und ein weite-
res zum stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden bestellt werden 
kann. Es können stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt wer-
den. 
 
(2) Die Vertreterversammlung kann die Bestellung zum Vorstands-
mitglied widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Der Widerruf 
ist wirksam, bis seine Unwirksamkeit rechtskräftig festgestellt ist. 
Sätze 1 und 2 gelten für den Widerruf der Bestellung zum Vorsit-
zenden und stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstandes entspre-
chend.  
 



(3) Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich und außerge-
richtlich. Der Verwaltungsrat regelt die rechtsgeschäftliche 
Vertretung durch eine Geschäftsanweisung für den Vorstand. 
 
(4) Der Vorstand führt die Geschäfte der Anstalt. 
 
(5) Der Vorstand beschließt über die allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen mit Zustimmung des Verwaltungsrates (§ 6 
Abs. 5). 
 
 

§ 9 
Unterrichtung der Organe und des Trägers 

 

(1) Der Vorstand hat der Vertreterversammlung und dem 
Verwaltungsrat regelmäßig in von diesen Organen festzule-
genden Abständen über den Gang der Geschäfte und die 
wirtschaftliche Lage der Anstalt sowie dem Vorsitzenden des 
Verwaltungsrates bei wichtigen Anlässen mündlich oder 
schriftlich zu berichten. Über Vorgänge, die auf die wirtschaftli-
che Lage der Anstalt von erheblichem Einfluss sein können, 
sind die Vertreterversammlung und der Verwaltungsrat unver-
züglich zu unterrichten, wobei in Angelegenheiten, die keinen 
Aufschub zulassen, vorab der Vorsitzende des Verwaltungsra-
tes zu informieren ist. Die Berichte des Vorstandes haben den 
Grundsätzen einer gewissenhaften und treuen Rechenschaft 
zu entsprechen. 
 
(2) Die Vertreterversammlung und der Verwaltungsrat können 
von dem Vorstand jederzeit mündliche oder schriftliche Berich-
te anfordern sowie die Prüfungsberichte, Schriften und Bücher 
der Anstalt einsehen und prüfen. Das gleiche Recht steht den 
Vorsitzenden der Vertreterversammlung und des Verwaltungs-
rates zu. Näheres regeln die Geschäftsordnungen.  
 
(3) Der Träger ist laufend über die wirtschaftliche Lage der 
Anstalt zu unterrichten. Dazu sind dem Träger die entspre-
chenden Daten zur Verfügung zu stellen; die Anstalt hat die 
entsprechenden Vorkehrungen zu treffen. Der Träger kann 
weitere Informationen anfordern.  
 

§ 10 
Beirat 

 
Der Beirat soll aus einer angemessenen Anzahl von Mitglie-
dern bestehen, die auf Vorschlag des Verwaltungsrats von der 
Vertreterversammlung auf die Dauer von vier Jahren berufen 
werden. Er tritt mindestens einmal jährlich zusammen und soll 
neben allgemeiner Beratung und Unterstützung der Organe 
eine Sicherheit dafür bieten, dass regionale und fachliche 
Eigenarten des versicherbaren Personenkreises bei der Ges-
taltung der Satzung, der Geschäftspolitik und der Versiche-
rungsbedingungen weitgehend Berücksichtigung finden. 
 
 

§ 11 
Entschädigungsausschuss 

 
(1) Bei der Anstalt wird ein Entschädigungsausschuss gebildet, 
der über Schadenersatzansprüche entscheidet, die eine be-
stimmte Schadensumme überschreiten. Die Höhe dieser 
Schadensumme wird von der Vertreterversammlung festge-
legt. Unbeschadet des Satzes 1 entscheidet der Ausschuss 
über Beschwerden in Schaden- und Vertragsangelegenheiten, 
wenn der Versicherungsnehmer es beantragt. Bei Versagung 
des Versicherungsschutzes in Fällen der Überschreitung der 
Schadensumme gemäß Satz 2 trifft die Entscheidung der 
Vorstand. 
 
(2) Der Ausschuss besteht aus dem Vorsitzenden des Vor-
standes als Vorsitzendem und vier Beisitzern. Die Beisitzer 
werden von der Vertreterversammlung aus deren Mitte ge-
wählt; sie sollen Versicherungsnehmer der Anstalt sein.  
 
(3) In dringenden Fällen kann der Vorsitzende allein entschei-
den. Er hat den Ausschuss in der nächsten Sitzung zu unter-
richten.  
 
 

§ 12 
Vermögen der Anstalt  

 
Die Mittel der Anstalt sind zur Deckung der satzungsmäßigen 
Versicherungsleistungen, der Verwaltungskosten sowie zur 
Ansammlung der Schwankungsrückstellung und der Sicher-
heitsrücklage zu verwenden.  

 
 

§ 13 
Rechnungslegung 

 

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Spätestens sechs Monate nach Beginn des Geschäftsjahres 
bestellt der Verwaltungsrat einen unabhängigen Abschlussprüfer für 
die Prüfung des kommenden Jahresabschlusses. Nach Ablauf des 
Geschäftsjahres hat der Vorstand spätestens innerhalb von vier 
Monaten den Jahresabschluss einschließlich Lagebericht nach den 
gesetzlichen Vorschriften aufzustellen, durch den Abschlussprüfer 
prüfen zu lassen und mit dem Prüfungsbericht unverzüglich dem 
Verwaltungsrat zur Feststellung gemäß § 5 Nr. 2 und anschließend 
der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 
 
(3) Der Verwaltungsrat stellt den Jahresabschluss fest und billigt 
den Lagebericht. Daraufhin legt der Vorstand den Jahresabschluss 
und den Lagebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht des Ab-
schlussprüfers und den Anträgen auf Beschlussfassung über die 
Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates und des Vorstandes 
der Vertreterversammlung zur Genehmigung vor.  
 
(4) Nach Genehmigung sind Jahresabschluss und Lagebericht mit 
dem Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers und dem Bericht 
des Verwaltungsrates nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmun-
gen zu veröffentlichen.  
 
 

§ 14 
Überschussverwendung 

 
(1) Die Anstalt hat eine Sicherheitsrücklage zu bilden. Sie dient zur 
Deckung von Aufwendungen in besonders verlustreichen Jahren. Ihr 
sind die Überschüsse zuzuführen, bis diese mindestens der Höhe 
des Garantiefonds entspricht, welche durch die jeweils geltende 
Verordnung über die Kapitalausstattung von Versicherungsunter-
nehmen (Kapitalausstattungs-Verordnung) vorgeschrieben ist. 
 
(2) Der nach Bildung der Sicherheitsrücklage verbleibende Über-
schuss ist der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zuzuführen.  
 
(3) Die Vertreterversammlung beschließt auf Vorschlag des Verwal-
tungsrats, wann und in welchem Umfang Beiträge zurückerstattet 
werden.  
 
 

§ 15 
Fortbestand der Anstalt 

 
(1) Die Vertreterversammlung kann beim Erlöschen der Träger-
schaft durch die Stiftung Gemeinnützige Haftpflicht-
Versicherungsanstalt Darmstadt die eigenständige Fortführung, die 
Auflösung oder Fusion der Anstalt beschließen, wenn wenigstens 
zwei Drittel der Mitglieder anwesend sind. Der Fortführungs- bzw. 
Auflösungsbeschluss bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen Stimmen sowie der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde. Das gleiche gilt bei der Auflösung der Anstalt aus anderen 
Gründen.  
 
(2) Der Beschluss gemäß Abs. 1 ist gemäß § 19 bekanntzumachen.  
 
(3) Nach der Auflösung der Anstalt findet die Abwicklung aller be-
stehenden Forderungen und Verpflichtungen durch den Vorstand 
statt. Die Abwicklung kann auch in der Weise erfolgen, dass der 
gesamte Versicherungsbestand durch Schuldübernahmevertrag auf 
eine andere Versicherungsvereinigung übertragen wird, wenn der 
Auflösungsbeschluss dies vorsieht.  
 
(4) Über die Verwendung des nach der Abwicklung verbleibenden 
Vermögens der Anstalt beschließt die Vertreterversammlung unter 
Berücksichtigung der Interessen der Versicherungsnehmer.  
 
 

§ 16 
Änderung der Satzung 

 
(1) Die Vertreterversammlung kann die Änderung der Satzung mit 
der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlie-
ßen.  
 
(2) Die Änderung bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörden; 
sie ist allen Versicherungsnehmern mitzuteilen.  
 



(3) Die Änderungen treten, falls die Vertreterversammlung 
keinen späteren Zeitpunkt bestimmt, am ersten Tage des 
zweiten auf die Veröffentlichung folgenden Monats in Kraft. 
Jede Änderung der Satzung findet auf die bestehenden Versi-
cherungsverträge Anwendung. 
 
(4) Wird die Satzung zu Ungunsten des Versicherungsneh-
mers geändert, so ist dieser berechtigt, das Versicherungsver-
hältnis mit sofortiger Wirkung oder zum Schluss der laufenden 
Versicherungsperiode zu kündigen. Die Kündigung ist inner-
halb eines Monats nach Zustellung der Mitteilung zulässig; sie 
soll durch eingeschriebenen Brief erfolgen.  
 
 

§ 17 
Änderung der Versicherungsbedingungen und der Tarife 

 
(1) Im Beschluss des Vorstands über die allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen gemäß § 8 Abs. 5 ist anzugeben, ob die 
Änderungen auch für bestehende Versicherungsverträge 
gelten sollen und ob sie für diese Verträge nachteilige Wirkun-
gen beinhalten.  
 
(2) Mit Wirkung für bestehende Verträge können Änderungen 
nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen des Verwaltungsrates (§ 6 Abs. 5) beschlossen 
werden, wenn die Änderungen den Versicherten zum Nachteil 
gereichen. Das gilt auch dann, wenn die Änderungen nur 
teilweise nachteilig wirken. Der Stimmenmehrheit gemäß 
Satz 1 bedarf es insbesondere dann, wenn Obliegenheiten der 
Versicherten, Einschränkungen im Versicherungsschutz sowie 
Besondere Bedingungen betroffen sind.  
 
(3) Tarife können durch Beschluss des Verwaltungsrates mit 
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen geändert werden. Im 
Beschluss ist anzugeben, ob die Änderungen auch für beste-
hende Versicherungsverträge gelten sollen.  
 
(4) Änderungsbeschlüsse des Verwaltungsrates, soweit sie 
sich auf bestehende Versicherungsverträge beziehen, sind 
den Versicherten schriftlich mitzuteilen.  
 
 

§ 18 
Aufsichtsbehörden 

 
(1) Die Rechtsaufsicht - mit Ausnahme der Versicherungsauf-
sicht - übt das in Hessen für die Landwirtschaft zuständige 
Ministerium aus.  
 
(2) Die Versicherungsaufsicht obliegt dem in Hessen zuständi-
gen Ministerium.  
 
 

§ 19 
Bekanntmachungen der Anstalt 

 
Die nach Gesetz oder Satzung vorgeschriebenen Bekanntma-
chungen der Anstalt werden im Bundesanzeiger veröffentlicht. 
Eine weitere Veröffentlichung kann im Staatsanzeiger für das 
Land Hessen erfolgen.  
 
 

§ 20 
Übergangsvorschriften 

 
Mit dem Inkrafttreten der Satzung vom 1. Januar 2002 - be-
schlossen in der Sitzung der Vertreterversammlung vom 
15. November 2001 - besteht der Vorstand aus dem am 
1. Januar 2002 amtierenden Geschäftsführer der Land- und 
forstwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft Hessen und des-
sen beiden Stellvertretern im Amt. 
 
 

§ 21 
Inkrafttreten 

 

Die Satzung tritt am 1. Februar 2013 in Kraft. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Fassung beschlossen in der Sitzung der Vertreterversammlung am 23. November 2012 

Genehmigt durch das Hessische Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz  
am 29. November 2012 (Az.: VII 7 – 80f – 14-03.02) und  

das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung am 28. November 2012 (Gz.: III6-2 - 039 f 12-01) 
Gültig ab 1. Februar 2013 

 



 
 
 
 

 
 
 
 
Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht  
 
Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die beiliegenden Fragen wahr-
heitsgemäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung bei-
messen. 
 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. 
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen. 
 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?  
 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir 
in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Ver-
tragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 
 
Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 
 
1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, 
dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.  
 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben 
wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand 
 
- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles  
- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht  
 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 
 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufe-
nen Vertragszeit entspricht.  
 
2. Kündigung 
 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos 
verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
 
3. Vertragsänderung 
 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbe-
standteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. 
Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil. 
 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertrags-
änderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen. 
 
4. Ausübung unserer Rechte 
 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich gel-
tend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend 
gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die 
wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese die Frist 
nach Satz 1 nicht verstrichen ist.   
 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht an-
gezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 
 
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertrags-
schluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie 
die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.  
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5. Stellvertretung durch eine andere Person 
 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des 
Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und 
Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die An-
zeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
 

 
 
Vorläufige Deckung (§§ 49 bis 52 VVG)  
 
Der Vertrag über die vorläufige Deckung endet spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem nach einem vom Versicherungsnehmer 
geschlossenen Hauptvertrag oder einem weiteren Vertrag über vorläufige Deckung ein gleichartiger Versicherungsschutz be-
ginnt. Ist der Beginn des Versicherungsschutzes nach dem Hauptvertrag oder dem weiteren Vertrag über vorläufige Deckung 
von der Zahlung des Beitrags durch den Versicherungsnehmer abhängig, endet der Vertrag über vorläufige Deckung bei Nicht-
zahlung oder verspäteter Zahlung des Beitrags davon abweichend spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherungs-
nehmer mit der Beitragszahlung in Verzug ist. 
 
 
 
Widerrufsbelehrung nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 VVG  
 
Widerrufsrecht 
 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) wi-
derrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbin-
dung mit den §§ 1 bis  4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. Zur 
Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an  
 
GHV DARMSTADT, Postfach 10 09 14, 64209 Darmstadt bzw. 
GHV DARMSTADT, Bartningstr. 59, 64289 Darmstadt.  
 
Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Faxnummer zu richten: 06151 3603-124. 
 
Widerrufsfolgen 
 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfallenden Teil des Beitrags, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Wider-
rufsfrist beginnt. Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbe-
halten; dabei handelt es sich um einen Betrag, der anhand folgender Formel errechnet werden kann: Anzahl der Tage, an de-
nen Versicherungsschutz bestand x 1/360 des mitgeteilten Jahresbeitrags. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt 
unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Wider-
rufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. 
Zinsen) herauszugeben sind. 
 
Besondere Hinweise 
 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von 
weniger als einem Monat. 
 

 
 
Belehrung nach § 37 Abs. 2 VVG über die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrages  
 
Damit wir Ihnen Versicherungsschutz gewähren können, müssen Sie die vereinbarten Beiträge zahlen. 
 
Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, beginnt der Versicherungsschutz frühestens zu dem Zeitpunkt, 
zu dem Sie den Beitrag zahlen. Der Versicherungsschutz beginnt gleichwohl zu dem vereinbarten Zeitpunkt, wenn Sie nachwei-
sen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben. 
 
Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, können wir vom Vertrag zurücktreten, solange Sie die Zahlung 
nicht bewirkt haben. Unser Rücktrittsrecht ist ausgeschlossen, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertre-
ten haben.  
 
Hinweis 
 
Weitere Regelungen zum Beginn des Versicherungsschutzes, zur Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrages und zur Recht-
zeitigkeit der Zahlung entnehmen Sie dem Versicherungsschein sowie den für Ihren Vertrag geltenden Versicherungsbedingun-
gen. 
 
 

 
Stand: 1. Januar 2013 



 
 
 
 
 
 

 
Merkblatt zur Datenverarbeitung 

 
Vorbemerkung 
 
Versicherungsunternehmen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Ver-
tragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuchli-
chen Handlungen als die manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder 
wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines 
Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der speichernden 
Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung 
oder Nutzung überwiegt. 
 
Einwilligungserklärung 
 
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist 
in Ihrem Versicherungsvertrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsver-
trags hinaus, endet jedoch schon mit Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstel-
lung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es unter Umständen nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerrufs oder ganz bzw. teilweise gestrichener 
Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbemerkung beschrie-
ben, erfolgen.  
 
Schweigepflichtentbindungserklärung 
 
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B. beim Arzt, einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen 
(Schweigepflichtentbindung) voraus.  
 
Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Datenverarbeitung und -nutzung nennen. 
 
1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer 
 
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum 
Vertrag versicherungstechnische Daten, wie Kunden-, Versicherungs- und Policen-Nummer, Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankver-
bindung sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverständigen oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei 
einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und gegebenenfalls auch Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad 
der Berufsunfähigkeit oder die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über einen Kfz-Totalschaden (Leistungsdaten). 
 
2. Datenübermittlung an Rückversicherer 
 
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir 
einen Teil der Risiken an Rückversicherer ab. Diese Rückversicherer benötigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben von uns, wie 
Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit 
Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen auch die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. In 
einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben. 
 
3. Datenübermittlung an andere Versicherer 
 
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die 
Einschätzung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungs-
fälle oder Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu 
verhindern, eventuelle Widersprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu 
schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen. 
 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Mehrfachversicherungen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austauschs 
von personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, 
Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und Schadentag. 
 
4. Hinweis- und Informationssystem (HIS) 
 
Die informa IRFP GmbH betreibt das Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft (HIS). Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden 
Sie im Internet unter www.informa-irfp.de.  
 
Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrages oder Regulierung eines Schadens können wir Anfragen zur Person oder Sache 
(z. B. Kfz) an das HIS zu richten und speichern die Ergebnisse der Anfragen.  
 
5. Datenverarbeitung in und außerhalb einer Unternehmensgruppe 
 
Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung) und andere Finanzdienstleistungen, z. B. Kredite, Bausparen, Kapitalanla-
gen, Immobilien, werden durch rechtlich selbstständige Unternehmen betrieben. Um den Kunden einen umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu 
können, arbeiten die Unternehmen häufig in Unternehmensgruppen zusammen.  
 
Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal 
gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschließen; und auch Ihre Versicherungsnummern, die Art der Verträ-
ge, gegebenenfalls Ihr Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten werden in einer 
gemeinsamen Datensammlung geführt und sind von allen Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf dieser Weise kann eingehende Post immer richtig 
zugeordnet und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfra-
gen korrekt verbucht werden.  
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Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das Gesetz 
auch hier von Datenübermittlung, bei der die Vorschriften des BDSG zu beachten sind. Branchenspezifische Daten - wie z. B. Gesundheits- oder Bonitäts-
daten - bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der jeweiligen Unternehmen.  
 
Daneben arbeiten wir und unsere Vermittler zur umfassenden Beratung und Betreuung ihrer Kunden in weiteren Finanzdienstleistungen (z. B. Kredite, 
Bausparverträge) bei Bedarf auch mit Kreditinstituten, Bausparkassen usw. zusammen. 
 
Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Vermittlung der jeweiligen Produkte und der weiteren Betreuung der so gewonnenen Kunden. Für 
die Datenverarbeitung der vermittelnden Stelle gelten die folgenden Ausführungen unter Punkt 6. 
 
6. Betreuung durch Vermittler 
 
In Ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie evtl. durch unsere Vermittler betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung auch in sonstigen Finanzdienstleis-
tungen beraten. Vermittler in diesem Sinn sind neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften. 
 
Um diese Aufgabe ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und für die Beratung not-
wendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des 
Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungsleistungen sowie ggf. von den Unternehmen, mit denen eine Zusammenarbeit erfolgt, 
Angaben über andere finanzielle Dienstleistungen, z. B. Abschluss und Stand Ihres Bausparvertrags.  
 
Die Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch 
werden sie von uns über Änderungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen 
des BDSG und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu beachten.  
 
Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. Endet seine Tätigkeit für unser Unternehmen (z. B. durch Kündigung des Vermittlerver-
trags oder bei Pensionierung), regelt das Unternehmen Ihre Betreuung neu; Sie werden hierüber informiert. 
 
7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 
 
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter be-
stimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei gespeicherten Daten. Wegen eventueller weiterer 
Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges 
Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der bei Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer. 
 
 
 
GHV DARMSTADT 
Anstalt des öffentlichen Rechts  
 
Verwaltungsrat: 
Friedhelm Schneider (V) 
 
Vorstand: 
Wilhelm Kins (V), Michael Engels 
 
Sitz:  Darmstadt 
Anschrift:  Bartningstr. 59, 64289 Darmstadt 
Telefon:   06151 3603-0 
Telefax:  06151 3603-135 
E-Mail:  info@ghv-darmstadt.de 
Internet:  www.ghv-darmstadt.de 
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